
Tag im Einsatz ist, verrät er aus sicherheits-
technischen Gründen allerdings nicht.

Obwohl es nur noch wenige Tage bis zum
Wahltermin sind, verfällt Koordinator Sopper
nicht in Hektik. Auch die bundespolitische Be-
deutung der Wahl in Baden-Württemberg lässt
ihn kalt. „Ich sehe dem Abend gelassen entge-
gen“, sagt er. Dass es dennoch ein heißer März-
tag im Parlamentsgebäude wird, unabhängig
vom Wahlausgang, da ist er sich sicher. „Bei so
vielen Personen, Kameras und Mikrofonen,
stößt die Klimaanlage an ihre Grenzen. Das
wird unangenehm“, weiß Sopper aus Erfah-
rung zahlreicher ähnlicher Veranstaltungen.

Forschungsgruppe Wahlen reserviert. Nur we-
nige Meter weiter wird Landeswahlleiterin
Christiane Friedrich an ihrem Rednerpult die
Ergebnisse aus den 70 Wahlkreisen verkünden.
Gleichzeitig werden die neuesten Daten auch
auf eine Leinwand projiziert.

Friedrichs Bereich wird komplett abgesperrt
und ebenso wie der gesamte Landtag streng
bewacht. „Um die Pforte und die zahlreichen
Ein- und Ausgänge zu besetzen, engagieren
wir zusätzlich einen privaten Sicherheits-
dienst“, erklärt Helmut Sopper, der mit seinen
Mitarbeitern bereits seit der Sommerpause die
Wahl vorbereitet. Wie viel Personal an diesem

Von unserem Redaktionsmitglied
Markus Wasch

Stuttgart. Normalerweise ist das Parken vor
dem Landtag in Stuttgart streng verboten. So-
bald ein Fahrzeug es versucht, stürmt sogleich
der Parkplatzwächter aus seinem kleinen
Häuschen, um die Autofahrer freundlich auf
diesen Umstand hinzuweisen. Am Sonntag in
zwei Wochen werden die Autos jedoch in zwei-
ter und dritter Reihe vor dem verglasten Regie-
rungsgebäude stehen. Zahlreiche Fernsehsen-
der besetzen dann mit ihren Übertragungswa-
gen jedes freie Plätzchen. Denn zur Landtags-
wahl am 27. März steht die Arbeitsstätte des
Parlaments im Mittelpunkt des bundesweiten
Interesses. Das zieht scharenweise Journalis-
ten und Schaulustige an.

„Wer jetzt kommt, ist zu spät dran“, sagt
Helmut Sopper bestimmt. Der Leiter der Ab-

teilung II der Landtagsverwaltung ist zustän-
dig für die Koordination am wohl für Baden-
Württemberg wichtigsten Tag des Jahres. Und
somit auch für die Unterbringung der 19 Fern-
sehsender – darunter auch einer aus der
Schweiz –, 18 Hörfunksender sowie zahlrei-
cher Journalisten aller Tageszeitungen und
Magazine, die an diesem Tag aus Stuttgart be-
richten. „Bereits im vergangenen Jahr waren
die meisten Arbeitsplätze vergeben“, sagt Sop-
per. Jetzt ist die Personengrenze erreicht, die
das Amt für öffentliche Ordnung der Landes-
hauptstadt vorgeschrieben hat.

Um genügend Platz zu schaffen, müssen die
Landtagsmitarbeiter am Freitag vor der Wahl
ihre Büros räumen und die Aktenordner weg-
schließen.ImObergeschosswerdenam27. März
die Printmedien untergebracht, eine Etage tie-
fer die elektronischen Medien. Der größte Platz
ist für die ARD mit dem Meinungsforschungs-
institut Infratest dimap und das ZDF mit der

Ein heißer Wahlabend ist garantiert
Parlamentsgebäude ist am 27. März komplett ausgebucht / Klimaanlage stößt an ihre Grenzen

RUHE VOR DEM STURM: Die entspannte Atmosphäre vor dem Landtag in Stuttgart hält nur bis kurz vor
der Wahl. Dann stehen dort 19 Fernsehsender mit ihren Übertragungswagen. Foto: dpa
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Zur Person

Der Politologe Thorsten Faas ist Junior-
Professor an der Universität Mannheim
und leitet dort die erste große akademi-
sche Wahlstudie auf Landesebene. Für
Faas stehen weniger Prozent-Prognosen
im Mittelpunkt: Ihn interessiert, welche
tieferen Gründe die Wahlentscheidung
hat, welche Themen und Trends die öf-
fentliche Meinung beeinflussen.

Faas hat auch den Einsatz neuer Medien
im Wahlkampf erforscht. „Politiker über-
schätzen das Internet als Wahlkampfin-
strument“, findet er. Twitter und Face-
book hätten für die Wahlentscheidung
letztlich „eine sehr geringe Bedeutung“.

Reutlingen. Zwei Wochen vor der Land-
tagswahl in Baden-Württemberg hat Rot-
Grün in einer Umfrage das Regierungs-
bündnis wieder überholt. Dies ergab eine
repräsentative Wahlumfrage des Forsa-
Instituts im Auftrag des „Reutlinger Ge-
neral-Anzeigers“ und der „Stuttgarter
Nachrichten“. Ungewöhnlich viele Wahl-
berechtigte sind jedoch noch unentschlos-
sen – laut Forsa weiß sogar fast die Hälfte
noch nicht, wie und ob sie wählen geht;
Mannheimer Wahlforscher (Siehe neben-
stehendes Interview) beziffern die Quote
der Unentschlossenen auf rund 30 Pro-
zent.

Wenn schon an diesem Sonntag gewählt
würde, käme die CDU auf 40 Prozent, die
FDP auf fünf Prozent. Die SPD liegt bei 26
Prozent, die Grünen erreichen 20 Prozent.
Die Linke würde mit vier Prozent den Ein-
zug in den Landtag knapp verpassen. Vor
einer Woche hatte eine Wahlumfrage noch
ein Patt ergeben: Sowohl Schwarz-Gelb
als auch Rot-Grün waren auf 46 Prozent
gekommen. Diesmal liegt Rot-Grün mit 46

Prozent einen Punkt vor der amtierenden
schwarz-gelben Regierung. Forsa befragte
zwischen dem 3. und dem 8. März 1 004
Wahlberechtigte in Baden-Württemberg.

Nach Einschätzung von Forsa-Chef
Manfred Güllner ist eine exakte Vorhersa-
ge des Wahlergebnisses sehr schwer, denn
es gebe eine „extrem ausgeprägte politi-
sche Verunsicherung großer Wählergrup-
pen“. Doch selbst unter denen, die eine
Wahlabsicht für eine Partei äußerten, ga-
ben 34 Prozent an, sich am Wahltag viel-
leicht doch noch für eine andere oder gar
keine Partei zu entscheiden. Insgesamt
wussten bei der Forsa-Erhebung 47 Pro-
zent der Befragten noch nicht genau, wo
sie ihr Kreuzchen machen wollen.

Bei der aktuellen Umfrage gaben 57
Prozent an, dass der Rücktritt von Vertei-
digungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) der CDU schadet. dpa/BNN

Rot-Grün vor
Schwarz-Gelb

Forsa sieht Linke bei vier
und die FDP bei fünf Prozent

ber 1983, als etwa 200 000 Demonstranten auf
der 108 Kilometer langen Strecke standen.

Es sei verantwortungslos, das zweitälteste
deutsche Atomkraftwerk mit seiner Uralt-
technologie am Netz zu halten, sagte Roth,
die am Samstag mitdemonstrieren will.
„Vielmehr soll es weitere acht Jahre in Be-
trieb sein, und das ohne die notwendige Si-
cherheitsnachrüstung.“ Der Betreiber, die
Karlsruher EnBW, habe dem Umweltminis-
terium eine Mängelliste geschickt und ver-
geblich auf grünes Licht für die Reparaturen
gewartet.

schen dem Atomkraftwerk Neckarwestheim I
und der Stuttgarter Regierungszentrale in
der Villa Reitzenstein.

Die 45 Kilometer lange Kette soll mit bis zu
40 000 Menschen gebildet werden. Damit
wäre sie die zweitlängste Menschenkette im
Südwesten. Den Rekord hält eine Protestak-
tion gegen die atomare Aufrüstung im Okto-

Stuttgart (dpa). Die Grünen erhoffen sich
von der für Samstag geplanten Menschenket-
te gegen Atompolitik weiteren Auftrieb im
Wahlkampf. Zudem soll der Protest die Anti-
Atomkraft-Bewegung stärken, sagte Grü-
nen-Bundeschefin Claudia Roth. „Zwei Wo-
chen vor der Landtagswahl wollen wir deut-
lich machen, dass diese Wahl auch eine Ab-
stimmung über die Energiepolitik ist.“

Die Großdemonstration wird von mehreren
Initiativen wie dem Bund für Umwelt und
Naturschutz (BUND) und Robin Wood getra-
gen. Geplant ist eine Menschenkette zwi-

Menschenkette
gegen Atompolitik

„Der Wahlausgang war noch nie so offen“
Politologe Thorsten Faas stellt eine „extreme Unsicherheit“ bei Bürgern fest / Atomenergie bedeutendes Thema

IRREFÜHREND FINDET er den Wirbel um die engagierten „Wutbürger“: Wahlforscher Thorsten Faas
betont, dass in manchen Stadtvierteln nur noch 20 Prozent der Einwohner wählen gehen. Montage: BNN

Mannheim. Er leitet eine große Studie zur
Wahl in Baden-Württemberg: Der Politologe
Thorsten Faas aus Mannheim. Sein Team be-
fragt über Monate hinweg immer wieder Tau-
sende Bürger, um herauszufinden, warum sie
am Wahltag wie entscheiden. Mit Faas sprach
unser Redaktionsmitglied Elvira Weisenbur-
ger.

Was ist das Besondere an diesem baden-
württembergischen Wahlkampf 2011?

Faas: Der Ausgang der Wahl war in Baden-
Württemberg noch nie
so offen wie dieses
Mal. Es wird sehr,
sehr, sehr knapp – ich
würde ungern Wetten
darauf abschließen,
wer gewinnt. Es
herrscht eine extrem hohe Unsicherheit bei
den Bürgern. Nach unseren Forschungen sind
etwa 30 Prozent noch unentschlossen, wen und
ob sie überhaupt wählen.

Sind die Wähler heute generell so viel
unberechenbarer als vor 20 Jahren?

Faas: Ja. Es gibt immer weniger Selbstver-
ständlichkeiten bei Landtags- und Bundes-
tagswahlen. In den 70er und 80er Jahren haben
es die meisten Bürger als ihre Pflicht empfun-
den, zur Wahl zu gehen – diese Einstellung
bröckelt stark. Und selbst wenn die Menschen
zur Wahl gehen, sind sie viel eher bereit,

ihr Kreuzchen mal woanders zu machen.
Auf wie viele Stammwähler können die
Parteien denn noch zählen – und gibt es
da große Unterschiede?

Faas: Etwa 60 bis 65 Prozent der Deutschen
fühlen sich immer noch klar einer Partei nahe,
sie empfinden eine Art psychologische Partei-
mitgliedschaft. Die CDU kann hier im Ländle
immer noch am stärksten auf Stammwähler
zurückgreifen. In Prozenten allerdings kann
man das schwer für die einzelnen Parteien he-

runterbrechen.
Ihr Tipp: Wie

hoch wird die Wahl-
beteiligung?
Faas: Ich erwarte eine
Zahl zwischen 50 und
60 Prozent.

Wo bleiben die Wutbürger und Mutbür-
ger, deren neues politisches Selbstbe-
wusstsein gefeiert wird: Ist die Politik-
verdrossenheit doch die stärkere Kraft?

Faas: Ich finde die ganze Diskussion über die
sogenannten Wutbürger ein wenig irrefüh-
rend. Denn sie lässt aus dem Auge, dass Politik
für viele Menschen eine sehr ferne Angelegen-
heit ist – da ist weder Mut, noch Wut. Wir ha-
ben heutzutage auch in baden-württembergi-
schen Städten einzelne Stadtviertel, in denen
noch 20 bis 25 Prozent der Wahlberechtigten
wählen gehen. Es gibt sicher ein hohes Maß an
Verdrossenheit – das Phänomen Guttenberg ist
ein gutes Beispiel dafür. Da wurden sehr viele
Sehnsüchte auf einen Menschen projiziert.

Wird sich Guttenbergs schmachvoller
Rücktritt auf die Landtagswahl auswir-
ken – oder verraucht diese Aufregung?

Faas: Ich erwarte keinen Effekt. In Prozenten
wird er kaum zu messen sein.

War der zeitweise Umfrage-Höhenflug
der Grünen auf knapp 30 Prozent so klar
auf die Stuttgart-21-Debatte zurückzu-
führen, wie oft behauptet wird – oder
wird das Thema überschätzt?

Faas: Der Höhenflug war schon einzigartig,
aber er lag sicher nicht nur an Stuttgart 21,
sondern auch daran, wie sich die Grünen ge-
nerell dargestellt haben, auch in der Atom-
kraft-Debatte. Außerdem gab es eine große
Unzufriedenheit mit der Merkel-Regierung.
Da war eine Gemengelage an Gründen im
Spiel, auch wenn Stuttgart 21 zeitweise den
politischen Themenkatalog hier vor Ort domi-
niert hat.

Welche Themen betrachten die Men-
schen denn derzeit als die wichtigsten?

Faas: Die wirtschaftliche Lage ist wie immer
von hoher Bedeutung. Atomkraft und Energie-
politik gehören inzwischen fest zum Themen-
katalog. Und die Bedeutung der Bildungspoli-
tik ist gerade bei Landtagswahlen sehr hoch
angesetzt.

Stellen Sie da große Unterschiede zwi-
schen den sozialen Milieus fest?

Faas: Eigenartigerweise spielt persönliche Be-
troffenheit keine so große Rolle – nach dem
Motto: Mir geht es schlecht, deshalb wähle
ich Partei X. In unseren Studien finden wir
wenig Hinweise darauf, dass sich Wähler
egoistisch verhalten. Die meisten sehen schon
das Ganze.

Was nervt die Normalbürger in diesen
Wahlkampfzeiten am meisten?

Faas: Was überhaupt nicht gut ankommt, ist
ein billiges verbales Einprügeln auf die Geg-
nerparteien. Das ist verheerend, weil es zu
noch mehr Politikverdrossenheit führt.

Um das Fernseh-Duell zwischen Map-
pus und Schmid am 16. März gab es ja
ein großes Gezerre. Könnte der Termin
zum Abend der Entscheidung werden?

Faas: Wenn das Duell am 23. März stattfände,
würde ich sagen: ja. Da zwischen dem Fernseh-
abend und der Wahl aber noch zehn Tage lie-
gen: eher nein. Es bleibt noch genügend Zeit,
um eventuelle Fehler auszubügeln. Allerdings
kann so ein Fernsehabend schon Sympathien
schaffen, von daher war es vollkommen nach-
vollziehbar, dass Herr Kretschmann um eine
Teilnahme kämpfte.

BNN-Interview


